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Zur Literatur des öſterreichiſchen Perwaltungsrechtes. 
Von Dr. V. Pogatſchnigg. 
(Schluß.) 


Dieſem ſo definirten Standpunkte war Peyrer in allen Theilen 
ſeines Werkes ſowohl in Bezug auf die Art und Menge des Stoffes, 
wie hinſichtlich ſeiner Behandlungsweiſe bemüht, gerecht zu werden. 

Den Stoff hätte kaum Jemand in ſolcher Fülle und Mannig— 
ſaltigkeit beizubringen vermocht, als es unſer Autor gethan hat. Wo 
nur irgendwo etwas zu finden war, das auf ſeinen Gegeuftand jich 
bezog und ihm entweder in wiſſenſchaftlicher oder praktiſcher Hinſicht 
von Belang ſchien, iſt dasſelbe aufgenommen und an paſſender Stelle 
verwerthet worden. Jede Quelle wurde benützt, von den verſchiedenen 
Emanationen der Autorität angefangen bis zu den beſcheidenſten Aeuße⸗ 
rungen der Wiſſenſchaft herunter. Begreiflicherweiſe bildet das in den 
einzelnen Geſetzen und Verordnungen niedergelegte Materiale von Rechts- 
ſätzen das Subſtrat der ganzen Arbeit. Der Verfaſſer unterläßt es 
nicht, den Inhalt und Charakter dieſes Materiales in der Einleitung 
ſeines Werkes in großen Umriſſen zu beſtimmen. Das öſterreichiſche 
Waſſerrechtsgeſetz enthält nach ſeiner Anſicht klare und ausreichende 
Beſtimmungen über die verſchiedenen Formen der Waſſerbenützung und 
Waſſerabwehr, namentlich über Waſſerſtau und Waſſerleitung, über die 
Conceſſionirung von Waſſerrechten und Waſſeranlagen und Regelung 
der Concurrenzverhältniſſe, über Zwangsrechte und Waſſergenoſſenſchaften, 
die Entſcheidung bei ſtreitigen Rechtsanſprüchen, über Waſſerpolizei, die 
Competenz der Behörden, das Verfahren und über die Waſſerbücher. 


Obwohl in ein Reichs⸗ und ſiebzehn Landesgeſetze zerriſſen, umfaßt doch 


unſere Geſetzgebung den geſammten auf die Rechtsverhältniſſe des 
Waſſers Bezug habenden Stoff. Der materielle Theil des Waſſerrechtes 
it durch ausreichende Beſtimmungen geregelt. Der wiſſenſchaftlich aner- 
kannte Grundſatz der Oeffentlichkeit aller fließenden Gewäſſer kommt 
darin zur Geltung. Der Waſſerlauf erſcheint nach den Vorſchriften des 
Geſetzes als ein ſelbſtſtändiges vom Uferbeſitz unabhängiges Rechtsobject. 


Unterſchied der Productionszweige, denen ſie dienen, gleichmäßig gewährt. 
Die Beſtimmungen der neuen Waſſergeſetze regeln den Behördenorga⸗ 
nismus und das Verfahren in und außer Streitſachen in einheitlicher 
und praktiſcher Weiſe; in denſelben bietet ſich eine willkommene Hand⸗ 
habe dar, um der zahlreichen Colliſionsfälle Herr zu werden, die der 
Adminiſtration vor Erlaß jener Geſetze ſo viele Schwierigkeiten bereitet 
und jo ſelten zu befriedigenden Reſultaten geführt haben. Mit der aus⸗ 
wärtigen Geſetzgebung verglichen, ſtehen unſere Waſſerrechtsgeſetze ver⸗ 
hältnißmäßig ſelbſtſtändig da, zahlreiche originäre Grundſätze kommen 
in ihnen vor, die ſich in dieſer Vollſtändigkeit und richtigen Verbindung 
in keiner anderen Waſſerrechtsgeſetzgebung der Nenzeit finden. 
Gegenüber dem aus dieſer Quelle geſchöpften Stoffe erſcheint das von 
anderer Seite kommende Materiale lediglich als Mittel, ſei es der Er: 
klärung, ſei es der Ergänzung. Das wichtigſte Hilfsmittel zur Klar⸗ 
legung des Inhaltes der einzelnen Rechtsſätze, insbeſondere aber wenn es ſich 
um die Feſtſtellung der ratio legis handelt, werden unter allen Verhältniſſen 
die Redactionsgeſchichte eines Geſetzes und in conftitutionellen Staaten 
die Verhandlungen abgeben, welche gelegentlich der Berathung der be— 
treffenden Geſetzentwürfe in den legislativen Körpern ſtattgefunden haben. 
Unſer Autor hat mit richtigem Tacte von dieſem Materiale einen aus⸗ 
gedehnten Gebrauch gemacht. Eine gleich eingehende Berückſichtigung 
wurde auch der bisherigen Spruch- und Verwaltungspraxis zu Theil: 
„Für eine Geſetzgebung, welche einige Jahre in Wirkſamkeit ſteht und 
ſich vorerſt nur einer geringen Beachtung in der Literatur erfreut,“ ſagt 
der Verfaſſer, „kann es kaum eine reichere Quelle der Auslegung geben, 
als dieſe. Die Rechtsentſtehung und Rechtsentwicklung ſind durch die 
erfolgte Codification eines Rechtsgebietes nicht abgeſchloſſen. Fortwährend 
treten neue Rechtsfälle, neue Rechtsverhältniſſe, welche der Geſetzgeber 
bei der Codification kaum vorausſehen konnte, in die Erſcheinung und 
verlangen ihre Löſung durch die Rechtſprechung, ihre Anerkennung oder 
Förderung durch die Verwaltung. Die Spruch- und Verwaltungspraxis 
find daher fortwährend genöthigt, ſich auch mit ſolchen Fragen zu be- 
ſchäftigen, welche nicht ſofort im Buchſtaben des Geſetzes ihre Löſung 
finden; ſie ſind genöthigt, in den Geiſt des Geſetzes einzudringen, indem 
ſie dasſelbe auch auf Fälle und Rechtsverhältniſſe der erwähnten Art 
anwenden, es auslegen, nicht ſelten auch im Wege der Analogie 
ergänzen.“ — Ein nicht unbedeutender Stoffzufluß wurde dem Werke 
durch die Herbeiziehung der älteren Geſetzgebung über das öſterreichiſche 
Waſſerrecht; Peyrer unternahm es auch, die öſterreichiſchen Taiding⸗ 
bücher als eine Quelle der Rechtsgeſchichte unſeres Waſſerrechtes in 
ausgedehnterem Maße zu verwerthen. — Auch die auswärtige Geſetz⸗ 
gebung wurde von dem Autor vielfach zur Vergleichung herangezogen; 
ſie iſt in doppelter Hinſicht für das Verſtändniß der einheimiſchen Ge⸗ 
ſetze von Nutzen, einmal weil viele Elemente der Letzteren von dorther 
recipirt wurden, dann, weil wieder andere in die ſpäter erlaſſenen 
fremden Geſetze übergingen und hier theils formelle Verbeſſerungen, 
theils Ergänzungen erhalten haben. Endlich hat der Autor unter den 
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Quellen auch die Literatur wicht überſehen, ſowohl ſtreug juriſtiſche wie | andere wieder zu kurz kamen. Allein wir müſſen es bei dem Geſagten 
nationalökonomiſche und techniſche Werke lieferten demſelben willkommene bewenden laſſen, da bei aller Gedrungenheit der Darſtellung nicht mög— 


Beiträge. Das aus den verſchiedenen hier aufgezählten Quellen gewon 
nene reiche Materiale gliedert ſich in drei große Gruppen und zwar 
in die a) rein dogmatiſchen, b) hiſtoriſchen und 0) geſchäftlichen, d. i. 


techniſchen und adminiſtrativen Charakters. Den überwiegenden Theil 


des Werkes nimmt der Stoff der erſten Gruppe ein, allein auch die 
zweite und dritte Gruppe ſind ſo reich bedacht, daß ſie faſt beſondere 
Arbeiten auszumachen im Stande wären. 

Wie oben hervorgehoben, iſt Peyrer's Werk in erſter Linie 
für die Bedürfniſſe der Praxis berechnet. Die Rückſicht auf dieſe war 
der Grund, weßhalb der Autor für die Anordnung ſeines Materiales 
nicht die Form des Syſtems, ſondern jene eines Commentars gewählt 
und weßhalb er ſolche Partien etwas ausführlicher behandelt hat, 


der Verfaſſer mit jeuer Widmung nur einen Freibrief erwirken wollte, 
weniger ſtreuge Anforderungen an ſich ſtellen zu dürfen, vermag die 
Commeutarform dem ſonſtigen wiſſenſchaftlichen Charakter der Arbeit 
irgend welchen Abbruch zu thun. Von dem klaren Bewußtſein geleitet, 
daß eine wahre wiſſenſchaftliche Bearbeitung des Rechtes ſeiner 
Anwendung nur höchſt förderlich fein müſſe, it er beſtrebt, bei der 
Löſung feiner Aufgabe ſich durchwegs auf der Höhe der wiſſenſchaftlichen 
Anforderungen zu halten. In ernſter und gründlicher Weiſe wird 
unter Auwendung aller Hilfsmittel, welche in der Analyſe und Syntheſe 
zu Gebote ſtehen, der Beſtand der in jedem Paragrapheu nieder⸗ 
gelegten Rechtssätze uach Inhalt und Umfang, nach Gründen und 
Conſequenzen auseinandergelegt. Iſt ihm dies die nächſte und Haupt⸗ 
aufgabe, ſo vergißt der Verfaſſer darüber doch keineswegs, auch auf 
die Fortbildung des Rechtes Bedacht zu nehmen, indem er hier auf 
eine Lücke, dort auf einen Widerſpruch hinweiſt und den Weg andeutet, 
wie erſtere auszufüllen, letzterer zu entfernen wäre. Allerdings iſt er 
in dieſer Richtung etwas zurückhaltend, ja es waltet mitunter ein 
faſt ängſtlich keuſcher Zug dem Stoffe gegenüber, der den Autor ſelbſt 
da nicht verläßt, wo etwas Kritik und breitere Winke für die künftige 
Rechtsgeſtaltung am Platze geweſen wären. Der zuverſichtliche Ton 
himmelſtürmender Reſormer ſcheint nicht nach ſeinem Geſchmacke zu 
ſein, wie er auch von dem Standpunkte entfernt iſt, der das höchſte 


lich wäre, im Rahmen eines Artikels die größere Aufgabe zu erſchöpfen. 
Was indeß immer ausgeſtellt werden müßte, ſo dürfte kaum etwas 
davon im Stande ſein, den günſtigen Totaleindruck, den das Werk auf 
uns gemacht hat, irgendwie weſentlich zu alteriren, den Eindruck näm 
lich, daß wir es bei Peyrers Werk über das öfterreichiiche Waſſer— 
recht mit einer von deutſcher Treue und Gründlichkeit getragenen Arbeit 


zu thun haben. Zum Schluſſe unſe, er Anzeige ſei deshalb nur ein 


Wunſch und eine Hoffnung noch ausgeſprochen, der Wunſch, daß dieſes 
Werk in der Praxis recht fleißig geleſen und zu Rathe gezogen werden 
möge; die Hoffnung, daß bei ihm eine neue Epoche der wiſſenſchaft⸗ 
lichen Bearbeitung eines wichtigen Rechtsgebietes ihren Ausgangspunkt 


ö au i nehmen werde, indem gewiß der eine oder andere der zahlreichen Kenner 
welche für die Praxis von beſonderer Wichtigkeit ſind. Allein ſo wenig 


Ziel der wiſſenſchaftlichen Arbeit mit der bekannten Formel: „durch 
das geltende Recht über dasſelbe hinaus“ — nur in der Ueber- 


windung des gegebenen Rechtszuſtandes erblickt. — Es gereicht dem 
Werke in formeller Hinſicht weiters zur Empfehlung, daß es in einer 
klareu, gemeinfaßlichen Sprache geſchrieben iſt. Es kommt zwar vor, 
daß einzelne Stellen nichts weniger als glücklich ſtyliſirt erſcheinen; 
allein dies war bei einer Arbeit kaum zu vermeiden, welche ſo viel— 


fach Auszüge aus Verordnungen, Erläſſen und Judicaten zu bringen 


genöthigt iſt, in denen noch der Curialſtyl ſeine Blüthen treibt. 

Die Art, wie der Verfaſſer ſeinen Gegenſtand behandelt, der 
Ton ſeiner Darſtellung ſind den Leſern dieſer Zeitſchrift, in welche er 
manche Beiträge geſchrieben, von früher her bekannt. Wir glauben es 
daher nicht nöthig zu haben, noch eine beſondere Probe davon bringen 
zu ſollen. Wohl aber dürfte es vielen derſelben vielleicht erwünſcht ſein, 
die Stellen des Werkes angedeutet zu erhalten, die uns beſonders ge⸗ 
lungen erſcheinen, oder aus denen der Praktiker für ſeine Bedürfniſſe 
zunächſt Rath und Belehrung ſchöpfen kann. In letzterer Hinſicht ver- 
weiſen wir hauptſächlich auf die Erläuterung zu den Paragraphen: 
10, 11, 20, 21, 40, 41, 42, 59, 60, 61, 75, 94, 96, 97 und 
98; in erſterer ſeien die Abſchnitte über die Geſchichte des Waſſer⸗ 
rechtes, die Redactionsgeſchichte der neuen Waſſergeſetzgebung, die recht⸗ 
liche Eigenſchaft der Gewäſſer und über das Verfahren beſonders her⸗ 


vorgehoben. Beſonderen Dank verdienen auch die zwei anhangsweiſe 


angefügten Abhandlungen und zwar die des Baurathes Scherhant: „über 
die Benützung des Waſſers zum Maſchinenbetriebe“ und jene des Pro- 
feſſors Perels: „über landwirthſchaftliche Waſſerbauten“. 

Wir wiſſen wohl, daß noch manches zu bemerken wäre, um dieſe 
Anzeige des neuen Werkes vollſtändig zu machen. Wir könnten anfüh⸗ 
ren, daß der Autor manchmal etwas als apodiktiſch hinſtellt, was 
vorderhand noch keineswegs über allem Zweifel ſteht, daß ihm öfter 


etwas als fertiger Rechtsſatz erſcheint, das derzeit noch erſt den Cha- nicht durchſetzbar erſcheint, nicht genehmigt, und deßhalb die k. k. 


des Waſſerrechtes, die dasſelbe inmitten der wechſelnden Verhältniſſe 
des Lebens täglich zu vollziehen haben, durch die Lectüre des Werkes 
angeregt, Anlaß finden dürfte, an der Hand ſeiner eigenen Erfahrungen 
die auſgeworfenen, aber nicht gelösten Streitfragen neuerlich durch— 
zudenken und die problematiſchen Anſichten zu bekämpfen, mangelhaft 
gebliebene Theile zu erweitern und durch derartige literariſche Beiträge 
das Studium und die Erkenntniß des Rechtes fördern zu helfen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Das Recht des Damenſtiftes in“ auf den zehnten Theil des Nach⸗ 
laſſes der Stiftsdamen iſt ein Privilegium und durch das allg. bürg. 
Geſetzbuch nicht aufgehoben. 


Baronin N., Vorſteherin des k. k. adeligen Damenſtiftes in *, 
iſt mit Hinterlaſſung einer letztwilligen Anordnung geſtorben. 

Dieſes Stift hat nach den beſtehenden von Kaiſer Joſef II. 
ſanctionirten Statuten (Art. 27) Anſpruch auf den zehnten Theil des 
Nachlaſſes der Verſtorbenen. 

Die Stiſtsvorſtehung hat daher die Anmeldung zu dem betreffen⸗ 
den Nachlaſſe eingebracht. Das ftädt.⸗deleg. Bezirksgericht in * hat 
jedoch unterm 25. April 1877, 3. 11.076, den Anſpruch auf den zehnten 
Theil des Nachlaſſes nicht liquidirt. Die Stiftsvorſtehung ſtellte ſonach 
an die Landesſtelle das Begehren, durch die Finanzprocuratur den 
Anſpruch des Stiſtes im ordentlichen Rechtswege geltend machen 
zu laſſen. 

Die Landesſtelle erließ nach eingeholtem Gutachten der Finanz⸗ 
procuratur über dieſe Eingabe unterm 17. Juli 1877, Z. 9874, nach⸗ 
ſtehenden Beſcheid: 

„Alinea 2 des Artikels 27 der Statuten des adeligen Damen— 
ſtiftes in * ſagt allerdings, daß die Stiftsdamen verbunden ſeien, den 
zehnten Theil von ihrem ſämmtlichen Vermögen dem Stifte zu deſſen 
Aufnahme entweder durch Teſtament zurückzulaſſen, oder daß dieſer 
Theil dem Stifte unteſtirt anheimſalle. 

Nach dem dermaligen Stande der Geſetzgebung könnte jedoch ein 
Anſpruch auf den zehnten Theil des Nachlaſſes nur dann erhoben, reipec- 
tive rechtlich durchgeführt werden, wenn ein, dieſer ſtatutariſchen An⸗ 
ordnung conformes Teſtament vorliegen würde, denn die Statuten dieſes 
Stiftes datiren aus dem Jahre 1785, ſomit aus einer Zeit, in welcher 
weder das dermalige allg. bürg. Geſetzbuch, noch das Erbfolgepatent vom 
11. Mai 1786 in Wirkſamkeit waren; denſelben kommt auch in civil⸗ 
rechtlichen Fragen keine Geſetzeskraft zu, weil ſie niemals in die ſeit 
dem Jahre 1781 beſtehende Juſtizgeſetzſammlung aufgenommen wurden. 

Baronin N. hat ein Teſtament hinterlaſſen, in demſelben aber 


weder das k. k. Damenſtift überhaupt, noch in dem ſtatutenmäßigen 


Ausmaße zum Erben berufen, weßhalb auch nach dem Beſcheide des 
k. k. Bezirksgerichtes vom 25. April 1877, 3. 11.076, der Anſpruch 
des Stiftes auf den zehnten Theil des Nachlaſſes der Verſtorbenen vom 
Erben nicht liquidirt wurde. 

Dieſen Anſpruch nun im ordentlichen Rechtswege geltend zu 
machen, kaun dem Vorausgeſchickten zufolge, nachdem dieſer rechtlich 


rakter einer Rechtsauſicht beſitzt, wir könnten in der Darſtellung manche Finauzprocuratur zur Durchführung dieſes Rechtsſtreites um fo weniger 
unnütze Wiederholungen bemängeln und Partien bezeichnen, welche uuſeres | angewieſen werden, als auch von einem Pflichttheilsrechte des Stiftes 
Erachtens mit etwas zu behaglicher Breite behandelt wurden, während auf den mehrbeſagten Theil des Nachlaſſes einer Stiftsdame, reſpective 


die Ergänzung des von derſelben dem Stifte zugewendeten geringeren 
Vermögenantheiles bis zur ſtatutariſchen Höhe, mit Rückſicht auf die 
§§ 762 und 763 a. b. G. B. keine Rede fein kann. 

Endlich wird durch den Eintritt und die Reception zwiſchen der 
Dame und dem Stifte auch kein obligatoriſches Rechtsverhältniß ge— 
ſchaffen, aus welchem für das Damenſtift ein Recht auf dieſen Nach⸗ 
laßtheil reſultiren würde; denn ein ſolches Rechtsverhältniß wäre ein 


Erbvertrag, welcher ordnungsmäßig ausgeſertigt nur unter Ehegatten 


geſetzlich zuläſſig erſcheint.“ 


Ueber eine dagegen eingebrachte, mit einem eingehenden Rechts- 


gutachten belegte Vorſtellung der Stiftsvorſtehung hat das k. k. Mini- 
fterium des Innern unterm 29. April 1880, 3. 390, im Einver- 
1185 mit dem k. k. Juſtizminiſterium der Landesſtelle Nachſtehendes 
röffnet: 
Das dem * Damenſtifte im Artikel 27 der Statuten zugeſprochene 
Recht auf den zehnten Theil des Nachlaſſes der Stiftsdame kann nur 
als ein Privilegium angeſehen werden, welches durch die Allerhöchſte 
Sanction weiland Seiner Majeſtät des Kaiſers 
erhielt. 

Die mit dem Handels⸗Miniſterialerlaſſe vom 7. Jänner 1850 
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Jofef IJ. Geſetzeskraft 


ſämmtlichen Länderſtellen mitgetheilte a. h. Entſchließung vom 16. No- 


vember 1849, welche anläßlich des Regierungsantrittes a h. Seiner 


Majeſtät des Kaiſers Franz Joſef erlaſſen wurde beſtimmt in voller 


Uebereinſtimmung mit der a. h. anläßlich des Regierungsantrittes wei- 
land Seiner Majeſtät des Kaiſers Ferdinand erlaſſenen a. h Entſchlie⸗ 
Bung vom 9. Jänner 1836 (Hofkanzleidecret vom 16. Jänner 1836), 
daß anläßlich des a. h. Regierungsantrittes eine Beſtätigung der Pri⸗ 
vilegien nicht ftattzufinden habe, daß jedoch alle jene Privilegien, welche 
von Ihren Majeſtäten den Kaiſern Franz J. und Ferdinand I. verliehen 
oder von Seiner erſtgenannten Majeſtät beſtätigt und nicht ſeither 
widerrufen oder abgeändert worden find, bis auf weitere Weiſung fort- 
eſtehen können, inſoferne ſie nicht mit beſtimmten Geſetzen und Ein— 
richtungen im Widerſpruche ſtehen. 

Schließlich wurde der Vorbehalt ausgeſprochen, daß, wenn gegen 
ſolche Privilegien in der Zeitfolge entweder von Privaten oder von 
Behörden Anſtände erhoben werden, in jedem einzelnen Falle von den 
einſchlägigen Minifterien zu entſcheiden ſein wird, ob das Privilegium 
fortdauern könne oder nicht. Das in Rede ſtehende Privilegium des“ 
Damenſtiftes bikdet den Beſtandtheil einer kaiſerlichen Stiſtung, welche 
als ſolche den Charakter der Veränderlichkeit hat und daher zu jenen 
Privilegien gehört, bei welchen im Sinne der anläßlich des Regierungs- 
antrittes Ihrer Majeſtäten des Kaiſers Leopold II. und des Kaiſers 
Franz J. erſchienenen Hofkanzleidecrete vom 18. November 1790 und 
25. Mai 1792 (Leopold II. Geſ. Seite 129, Franz II. Gef. Seite 91) 
die Nothwendigkeit einer anläßlich eines neuen Regierungsantrittes an⸗ 
zuſuchende Erneuerung entfällt. 

Die Beſtätigung des hier in Rede ſtehenden Privilegiums iſt 
übrigens bei anderen Anläſſen und in anderer Weiſe erfolgt, da der 
Artikel 27 einen Beſtandtheil der a h. ſanctionirten Stiftungsſtatuten 
bildet und der aufrechte Beſtand dieſer Statuten durch ſpätere Regenten 
in mehrfachen a. h. Entſchließungen anerkannt wurde. 

Unter dieſe a. h. Entſchließungen gehört insbefondere jene Seiner 
Majeſtät Kaiſer Franz J. vom 27. März 1800, mit welcher die 
genaue Einhaltung der Statuten des“ Damenſtiftes für die Zukunft 
anbefohlen und die neuerliche Kundmachung derſelben in allen Erb⸗ 
landen angeordnet worden iſt. 

Ein Widerruf oder eine Abänderung dieſes Privilegiums hat nie 
ſtattgefunden. 

Eine Aufhebung dieſes Privilegiums durch das allg. bürg. 
Geſetzbuch kann im Hinblicke auf Art. V des Kundmachungs⸗Patentes 
und der 88 5 und 13 dieſes Geſetzes nicht angenommen werden. 

Dieſes Privilegium ſteht auch mit den Grundſätzen des allg. 
bürg. Geſetzbuches über das Erbrecht nicht im Widerſpruche, da dieſe 
Beſtimmungen über das Erbrecht keineswegs jedwede Ausnahme aus⸗ 
ſchließen, vielmehr im 8 761 auf Ausnahme in Folge politiſcher Geſetze 
hinweiſen. 

Im Einvernehmen mit dem k. k. Juſtizminiſterium findet dem⸗ 
nach das k. k. Miniſterium des Innern auf Grund der a. h. Ent⸗ 
ſchließungen vom 16. Jänner 1836 und 16. November 1849 zu er⸗ 


kennen, daß das dem * Damenſtifte im Art. 27 der Stiſtsſtatuten 


eingeräumte Privilegium noch immer als aufrecht beſtehend anzuſehen 
und zu behandeln iſt. 

Es wurde daher die Landesſtelle beauftragt, die Finanzprocuratur 
anzuweiſen, den Anſpruch des Damenſtiftes auſ Grund der vorſtehenden 
Entſcheidung bei dem Civilgerichte einzuklagen. A. B. 


Notiz. 


(Preis ausſchreibung). Die „Wiener Zeitung“ vom 5. Mai d. J. vers 
öffentlicht folgende Preisausſchreibung: 

Von Seite des k. k. Miniſteriums für Cultus und Unterricht iſt im Jahre 
1876 ein Preis für die beſte ſyſtematiſche Darſtellung des in Oeſterreich geltenden 


öffentlichen Rechtes ausgeſchrieben worden.“) 


Da keine der in Folge dieſer Ausſchreibung eingegangenen Concurrenz⸗ 
arbeiten als preiswürdig erkannt worden iſt, wird dieſe Preisausſchreibung hiemit 
unter nachfolgenden Modalitäten erneuert. 

Der Preis beſteht in dem Betrage von 2000 fl. ö. W. in Silber. 

Die Arbeit muß das geſammte Gebiet unſeres pofitiven öffentlichen Rechtes, 
alſo das Verfaſſungsrecht (Staatsrecht im engere Sinne) und das Verwaltungs⸗ 
recht umfaſſen und als Lehr- und Handbuch wie auch als Leitfaden für Vor 
leſungen verwendbar ſein. 

Die Darſtellung muß eine ſtreng wiſſenſchaftliche ſein und einem aus der 


Natur des Gegenſtandes entwickelten Syſteme folgen. Derſelben muß eine ge⸗ 


ſchloſſene Auffaſſung der allgemeinen Staatslehren zu Grunde liegen, ohne daß 
dieſe für ſich näher auszuführen iſt. Geſchichte und Literatur der einzelnen Rechts⸗ 


inſtitute haben jene Berückſichtigung zu finden, welche die heutige rechtswiſſen⸗ 


ſchaftliche Methode fordert. 

Unbeſchadet der ſyſtematiſchen Darſtellung darf kein weſentlicher Beſtand⸗ 
theil des geltenden öffentlichen Rechtes unerörtert bleiben, ſondern hat dieſes 
letztere vollſtändig in dem wiſſenſchaftlichen Rahmen der Darſtellung Platz zu 
finden. 

Es ſind alſo auch die particularen Landesrechte (Provinzialgeſetze) aller 
im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder darzuſtellen; dagegen iſt das 
Recht der Länder der ungariſchen Krone zu übergehen oder doch nur im hifto- 
riſchen Theile bis zu dem Zeitpunkte zu verfolgen, wo dieſe Länder wieder zu 
politiſcher Selbſtſtändigkeit gelangten (1867). Reichsrecht, d. i. das der ganzen 
Monarchie einſchließlich der Länder der ungariſchen Krone gemeinſame öffentliche 
Recht, fällt ſelbſtverſtändlich unter die Aufgaben der Darſtellung. 

Das Verwaltungsrecht iſt vollſtändig, mit Unterſcheidung der adminiſtra⸗ 
tiven und adminiſtrarivrechtlichen Marerie darzuſtellen. 

Im Verfaſſungs⸗ wie im Verwaltungsrechte iſt neben dem materiellen 
auch das formelle Recht darzuſtellen und insbeſondere auch auf Einrichtung 
und Spruchpraxis der beſtehenden Gerichtshöfe des öffentlichen Rechtes Rückſicht 
zu nehmen. 

Die eingelieferten Arbeiten muffen in deutſcher Sprache abgefaßt, deutlich 
geſchrieben und paginirt und mit einem paſſenden Motto verfehen ſein. 

Gleichzeitig mit der Arbeit iſt ein verſiegelter Brief einzuſchicken, welcher 
auf der Außenfeite das Motto der Arbeit, im Innern den Namen und Wohnort 
des Verfaſſers angibt. 

Der letzte Termin zur Einſendung der Arbeit iſt der 31. Jänner 1882. 

Die Beurtheilung der Arbeiten erfolgt durch eine im Miniſterium für 
Cultus und Unterricht niederzuſetzende Commiſſion, welche aus einem Vorſitzenden 
und zwei Preisrichtern beſtehen und ihr Votum noch im Verlaufe des Jahres 
1882 abgeben wird. 

Eine Theilung des Preiſes iſt im Allgemeinen nicht zuläſſig. Nur wenn 
das ganze ausgeſchriebene Thema von Niemandem in preiswürdiger Weiſe be⸗ 
arbeitet worden iſt, kann durch Ausſpruch der Commiſſion die Hälfte des Preifes 
einer Arbeit zuerkannt werden, in welcher entweder das ganze Verfaſſungsrecht 
(Staatsrecht im engeren Sinne) oder das ganze Verwaltungsrecht preiswürdig 
behandelt erfcheint. 

Dem Verfaſſer der mit dem Preiſe ausgezeichneten Arbeit verbleibt das 
Urheberrecht, die Arbeit muß aber längſtens in der erſten Hälfte des Jahres 
1883 zum Drucke gelangen. 

Die Zuerkennung des Preiſes wird in der „Wiener Zeitung“ veröffentlicht. 


*) Siehe Nr. 19, S. 75 des Jahrganges 1876 der „öſterr. Zeitſchrift 
für Verwaltung“. 
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Geſetze und Berordnungen. 
1879. IV. Quartal. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Monarchie. Officieller Theil. 
Nr. 118. Ausgeg. am 23. October. 

Abdruck von Nr. 125 R. G. Bl. 

Erſtreckung des Bautermines für die öſterreichiſche Theilſtrecke der 
projectirten Bergwerksbahn von den Kohlengruben der ſteiriſch-croatiſchen Glanz⸗ 
kohlen⸗Gewerkſchaft bei Ocura au die Südbahnſtation Friedau. H.-M. 29.097. 
24. September. 


Nr. 119. Ausgeg. am 25. October. 


Nr. 120. Ausgeg. am 28. October. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 13. September 1879, Z. 27.961, 
an ſämmtliche Eiſenbahnverwaltungen, betreffend Erleichterungen in Bezug auf 
die Kundmachung der, anſpruchsberechtigten Unteroffizieren vorbehaltenen Dienſtes⸗ 
poſten. 

Agiozuſchlag zu den Fahr⸗ und Frachtgebühren auf den öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Eiſenbahnen. 24. October. 

Nr. 121. Ausgeg, am 30. October. 

Friſterſtreckung zu den Vorarbeiten für eine normalſpurige Secundärbahn 
von Linz über Traun⸗-Nettingsdorf⸗Neuhofen und Kematen nach Kremsmünſter. 
8. 30.853. 17. October. 

Nr. 122. Ausgeg. am 1. November. 

Circularverordnung der k. k. Seebehörde in Trieſt vom 4. October 1879, 
3. 7988, an die unterſtehenden k. k. Hafen⸗ und Seeſanitätsämter und 
Functionäre, ſowie an die k. und k. Seeconſularämter in der Türkei und in 
Rußland. 

Bewilligung zur Errichtung einer Aetiengeſellſchaft unter der Firma: 
„K. k. priv. Eiſenbahn Wien⸗Aſpang.“ H.⸗M. Z. 34.146. 29. October. 

Nr. 123. Ausgeg. am 6. November. 

Eonceſſion zum Baue und Betriebe einer Schleppbahnverbindung zwiſchen 
der Turnau⸗Kralup⸗Prager Eiſenbahn und der Zuckerfabrik „Friedrich Frey Söhne“ 
in Vyſocan. Z. 23.512. 12. Auguſt. 

Nr. 124. Ausgeg. am 8. November. 

Verordnung des k. k. Handelsminiſters vom 1. November 1879, 
3. 33.833, an die Verwaltungen ſämmtlicher im Betriebe ſtehenden öſterreichiſchen 
Eiſenbahnen, betreffend die Abänderung einiger Beſtimmungen des mit Ver⸗ 
ordnung vom 10. Juni 1874, R. G. Bl. Nr. 75, eingeführten Betriebs⸗ 
reglements für die Eiſenbahnen der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und 
Länder, beziehungsweiſe der mit Verordnung vom 25. Juli 1877, R. G. Bl. 
Nr. 69, eingeführten neuen Faſſung des § 48 desſelben. 

Nr. 125. Ausgeg. am 11. November. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normal⸗ 
ſpurige Secundärbahn von der Station Radotin der böhmiſchen Weſtbahn nach 
Modran. 


Nr. 126. Ausgeg. am 13. November. 


Nr. 127. Ausgeg. am 15. November. 


Nr. 128. Ausgeg. am 18. November. 


Nr. 129. Ausgeg. am 20. November. 


Nr. 130. Ausgeg. am 22. November. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 10. November 1879, 3. 35.487, 
au die Verwaltungen der öſterr. Eiſenbahnen und der Erſten k. k. pr. Dampf⸗ 
ſchifffahrts⸗Geſellſchaft, betreffend das Verbot der Einfuhr von Wurzelreben und 
Rebenſetzlingen nach Croatien und Slavonien. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Tramway 
von Trieſt nach Muggia und Capo d'Iſtria. H.⸗M. 3. 32.590. 31. October. 

Nr. 131. Ausgeg. am 25. November. 


Nr. 132. Ausgeg. am 27. November. 
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Agiozuſchlag zu den Fahr- und Frachtgebühren auf den öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Eiſenbahnen. 
Nr. 134. Ausgeg. am 2. December. 
Abdruck von Nr. 129, 130 132 R. G. Bl. 
Nr. 135. Ausgeg. am 4. December. 
Erlaß der k. k. Generalinſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom 
29. November 1879, Z. 13.245 III, an ſämmtliche öſterreichiſche Eiſenbahn⸗ 
verwaltungen, betreffend die ſchleunigſte Einſendung der noch rückſtändigen 
Zuſammenſtellungen bezüglich der aus der Zeit vor dem 1. April 1879 
ſtammenden und über den 1. Jänner 1880 in Wirkſamkeit bleibenden Reſactien ꝛc. 
an das „Centralblatt fir Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt“. 
Nr. 136. Ausgeg. am 6. December. 


Nr. 137. Ausgeg. am 11. December. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 24. November 1879, Z. 35.984, 
an ſämmtliche Handels- und Gewerbekammern, betreffend die Errichtung eines 
Speditionsbureaus für die k. k. Bosnabahn. 

Agiozuſchlag zu den Fahr- und Frachtgebühren auf den öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Eiſenbahnen. 6. December. 

Nr. 138. Ausgeg. am 13. December. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 6. December 1879, Z. 38.587, 
an ſämmtliche Eiſenbahnverwaltungen, betreffend die Modalitäten der Berechnung 
des monatlichen Agiozuſchlages. 

Verordnung des k. k. Handelsminiſteriums vom 30. November 1879, 
3. 36.506, betreffend Ausſchließung von Sprengkapſeln und elektriſchen Minen⸗ 
zündern vom Poſttransporte und Einſchränkung der Beförderung von Zünd⸗ 
hütchen. (Poſtverordnungsblatt Nr. 83 ex 1879.) 

Bewilligung zum Baue und Betriebe einer Schlepphahn von dem End⸗ 
punkte der k. k. Staats⸗Eiſenbahn Mürzzuſchlag⸗Neuberg auf den Hüttenplatz 
der k. k. priv. Neuberg⸗Mariazeller Gewerkſchaft in Neuberg. Z. 20.885. 
9. October. 

Bewilligung zum Baue und Betriebe eines Verladegeleiſes für Zwecke 
der Forſtverwaltung auf dem forſtärariſchen Ländeplatze in Neuberg. Z. 30.856. 
9. October. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Hof- und Miniſterialrathe im Miniſterium 
des Aeußern Alfred Ritter von Kremer das Ritterkreuz des königl. ungar. 
St. Stefan⸗Ordens taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem diplomatiſchen Agenten und Generalcon ſul 
Ignaz Ritter von Schaeffer den Orden der eiſernen Krone II. Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hauptcaſſier der k. k. Bergwerksproducten⸗ 
Verſchleißdirection Franz Rudolf Pernhoffer anläßlich deſſen Penſionirung den 
Titel und Charakter eines Regierungsrathes verliehen. 
| Seine Majeſtät haben dem Mearkicheiver der k. k. Pribramer Berg: 
direction Guſtav Ziegelheim den Titel eines Ober⸗Markſcheiders und dem 
Bergverwalter derſelben Bergdirection Joſef Hozak den Titel eines Ober⸗ 
Bergverwalters verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Ober⸗Ingenieur Anton Vincenz Wittmann 
anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Baurathes taxfrei 
verliehen. \ 
| Der Aderbauminifter hat den Magazinsverwalter der k. k. Bergwerks⸗ 

producten⸗Verſchleißdireetion Joſef Frauendorfer zum Hauptcaffier, den k. k. 
Hüttenverwalter Quirin Neumann zum Magazins⸗Oberverwalter der genannten 
Direction, dann die Hüttenverwalter Karl Bal zar in Pribram und Albert 
Brunner in Cilli zu Ober⸗Hüttenverwaltern ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den k. k. Förſter Vincenz Eckel zum k. k. 
Forſtcommiſſär in der Bukowina ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzprocuraturs⸗Adjuncten Dr. Eduard 
Förſter zum Seecretär bei der Finanzprocuratur in Trieſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Hauptcaffier der Staatsſchulden⸗Caſſe Joſef 
Gauners dor ſer zum Liquidator und die Adjuncten Paul Fitzinger und Joſef 
Gutmann zu Haupteaffieren ernannt. 


N Erledigungen. 
Thierarztesſtelle (mit dem Amtsſitze in Salzburg) mit 500 fl. Warte⸗ 
geld, bis 19. Juni. (Amtsblatt Nr. 104.) 

Officialsſtelle in der X. Rangsclaſſe bei den k. k. Verzehrungsſteuer⸗ 
Linienämtern in Wien, eventuell eine Aſſiſtentenſtelle in der XI. Rangsclaſſe 
gegen Caution, bis 10. Juni. (Amtsblatt Nr. 105.) 

2 Bezirksarztesſtellen II. Gehaltskategorie beim Brünner Gemeinderathe, 
mit je 700 fl. Jahresgehalt und 10 pCt. Quartiergeld, bis 25. Mai. (Amtsblatt 


Nr. 133. Ausgeg. am 29. November. | 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 20. November 1879, Z. 27.821, | 

an ſämmtliche Bahnverwaltungen, betreffend die aus Anlaß der allgemeinen 
Desinfection der Viehwagen einzuhebenden Desinfectionsgebühr en. 


Nr. 107.) 


Hiezu als Beilage: Bogen 8 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


